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Nmtlicder Teil.
Dandwerksgenossenscbatten und

Lrnäbrungswirtscbatt .** DaS Ministerium des Innern hat die Bezirksämter angewiesen,die nachstehenden Grundsätze deS Reichswirtschastsanus über die Be¬
handlung der Genossenschaften des Handwerks auf dem Gebiet« der
Ernährungswirtschaft entsprechend anzuwenden.

Zur Verteilung zentralbewirtschasteter Rohstoffe und Halbfabrikat«tst der Handel zugelaffen worden, soweit er bereits vor Beginn des
Krieges oder wenigstens vor Beginn der zentralen Bewirtschaftung der
einzelnen Stoffe mit der gleichen Warengattung Handel getrieben hatte .Dem Handel wurdm hierbei die Warengenoffenschasten des Handwerks
gleichgestellt .

Gegen dies« Bestimmung haben die Genossenschaftendes Handwerksvon Anfang an Einspruch erhoben. Sie machten geltend, daß die
Gründe , die eine Beschränkung einzelner Handelsfirmen zur Ausschal¬tung spekulativer und ungeeigneter Elemente rechtfertigen, für die
Geiwssenschasten wegen ihres gemeinnützigen Charakters nicht geltenkönnten. Der wirtschaftliche Zusammenschluß von Regierung und
Volksvertretung sei dem Handwerk als das Mittel zur Aufrechterhaltung
feiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit empfohlen worden ; die Re¬
gierung müsse deshalb den Genossenschaften des Handwerks die nötige
Bewegungsfreiheit sichern , zumal sich das Handwerk gerade währenddes Krieges angesichts der günstigen Erfahrungen mit der genossen¬
schaftlichen Übernahme von Heereslieferungen stark genossenschaftlichorganisiert hat.

Die zeitliche Beschränkung der Zulassung der Genossenschaften zumHandel mü zentralbewirtschaftetenStoffen wird der wirtschaftlichen Be¬
deutung der Genossenschaften nicht gerecht. Wie Handel und Industrie
durch Zusammenschluß zu Kartellen, Syndikaten usw. ihre wirtschaft¬
lichen Forderungen durchsetzen , so muß auch den Genossenschaftendes Handwerks die Möglichkett gemeinsamer Tätigkeit zugunsten der
Standesgenoffen belassen werden. Das Handwerk erblickt in den Ge -
nossenschaften das einzige Mittel , seine gänzliche wirtschaftliche
Verdrängung für die Zukunft hintanzuhalten . Demgegenüber
inüffen di« Bedenken des Handels gegen die unbefristete Zulassung der
Handwerker-Rohstoffgenofsenschaften bei der Verteilung zenwalbewirt¬
schafteter Rohstoffe zurücktrete ».

Die dem Reichswirtschastsamt unterstehenden Kriegsgesellschaften und
Kriegsorganisationen wurden angewiesen, die Genossenschaften des
Handwerks fortan zur Verteilung von zentralbewirtschafteten Stoffen
zu,ulaffen , ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt ihrer Gründung ,
lediglich unter Prüfung der tatsächlichen Verhältnisse der Genossenschaft.Dabet ist- zunächst zu prüfen, ob eine Genoffenschaft als Groß - oder
Kleinhändler zu gelten hat , wobei grundsätzlich die Zentralgenossen-
schaften als Großhändler anerkannt werden müssen. Di « Nichtzulassungriner Genossenschaft zur Warenverteilung ist nur begründet , wenn die
Genossenschaft die für eine geordnete kaufmännische Geschäfts¬
führung erforderlichen Voraussetzungen nicht erfüllt.

Die Aufnahme der Llsass - Lotbrlnger
ln die Staatsangehörigkeit der deutschen

Gliedstaaten .
** Die Abtretung von Elsaß -Lothringen wird mit dem Untergange

des dortigen Staatswesens auch « das Aufhören der elsaß -
lothringischen Landesangehörigkeit und damit für die Elsaß-
Lothringer , die nicht zugleich die Staatsangehörigkeit eines deutschen
Gliedstaates besitzen, den Verlust der deutschen Reichsange¬
hörigkeit zur Folge haben . Soweit diese Personen kein elsaß¬
lothringischer Abkunft sind , werden sie nach Art . 53 der Friedens -
vedingungen und § 1 des Anhanges ohne weiteres mit dem Inkraft¬
treten des Friedensverwages die französische Staatsangehörig¬keit erwerben. Eine Option für die deutsche Reichsangehörigkeit
ist ihnen nicht freigestellt . Es besteht daher für sie die Gefahr ,
daß sie, auch soweit sie i» den nicht abgetretenen Teilen des Reichs¬
gebiets wohnen und sogar soweit sie in Diensten des Reiches
stehen , durch Entscheidung der französischen Behörden für fran¬
zösische Staatsangehörige erklärt und daß hieraus Folgen
für sie hergeleitet werden, ditz um so bedenklicher sein können, als der
Erwerb der französischen Staatsangehörigkeit mit rückwirkender
Kraft zum 11 . November 1918 eintritt .

Um diese Folgen zu vermeiden, bietet sich den vom Verlust der
Reichsangehörigkeit Bedrohten nur der Ausweg , noch vor dem Inkraft¬
treten des Friedcnsvertrags ihre Aufnahme in di « Staats¬
angehörigkeit eines deutschen Gliedstaats zu erwirken
und danach ihre Entlassung aus der elsaß-lothringischen Landes - ,
angehörigkeit bei der diesseitigen zuständigen Stelle zu beantragen .
Es ist zu vermuten , daß aus dieser Erwägung Anwäge auf Aufnahme
in nächster Zeit von einer erheblichen Zahl in Deutschland ansässiger
Elsaß -Lothringer bei den zuständigen Behörden der Gliedstaaten , in
deren Gebiete sie wohnen, gestellt werden.

Da der Zweck dieser Anträge nur erreicht werden kann, wenn die
Entscheidung vor dem Inkrafttreten des Friedensvertrags
ergeht, das nach der Schlußformel der Friedensbedingungen mit der
Hinterlegung der Ratifikationserklärung Derttschlands und dreier von
dm feindlichen Hauptmächten eintreten soll, hat das Reichsministeriunrdes Innern die zuständigen Behörden der deutschen Gliedstaaten um
beschleunigte Erledigung derartiger Anwäge ersucht .

' Lohnpfändungen .
" Durch Verordnung des Reichsministeriums vom 22 . Juni

§1919 sind di« Vorschriften über die Zulässigkeit von Lohn »
Pfändungen erne - r geändert worden . Danach gilt vom 1 . Julid . I . an folgendes :

Ein Arbeits - oder Dienstlohn , der den Betrag von 2000 M.
übersteigt , ist zu einem Fünftel des Mehrbetrags - er Pfäa .
duny nicht unterworfen .

Hat der Schuldner seinem Ehegatten , früheren Ehegatten ,Verwandten oder einem unehelichen Kinde Unterhalt zu ge¬
währen , so tritt an die Stelle des Betrags von 2000 M . der

Betrag von 2500 M . Der unpfändbare Teil des Mehrbetrags
erhöht sich für jede Person , der der Schuldner Unterhalt zugewähren hat , um ein weiteres Zehntel , höchstens jedoch aussechs Zehntel des Mehrbetrags .Als Verwandte, denen der Schuldner Unterhalt zu gewäh¬ren hat , kommen nur Verwandte in gerader Linie , also nebenden Abkömmlingen die Eltern und Voreltern , in Betracht . Ge¬genüber Geschwistern und andern Verwandten der Seitenlinie
besteht keine gesetzliche Unterhaltspflicht.Soweit der nicht pfändbare Teil des Lohnes den Betrag von3000 M . bezw . den Betrag von 4500 M . übersteigen würde ,unterliegt die Pfändung keinen Beschränkungen.Die Vorschriften finden entsprechende Anwendung auf diePfändung des Ruhegeldes der Personen , die in einem privatenArbeits - oder Dienstverhältnis stehen , und auf Geldrenten ,die wegen Verletzung des Körpers oder der Gesundheit zuentrichten find.

Die Beschäftigung Schwerbeschädigter .
** der Reichsarbeitsminister hat in Abänderung der seinerZeit ergangenen Verordnung über die Beschäftigung Schwer¬beschädigter bestimmt, datz Schwerbeschädigten — denen nachden seitherigen Bestimmungen frühestens zum 1. Juli 1919gekündigt werden durfte, — frühestens zum 1 . SepFtember 1919 gekündigt werden darf . Bereits ausgesprocheneKündigungen sind erst zu diesem Zeitpunkt wirksam. In die¬sen Fällen können etwa schon entlassene Schwerbeschädigte, so¬fern - sie unverzüglich die Beschäftigung bei dem bisherigen Ar¬beitgeber wieder aufnehmen , für die infolge der Kündigungnicht geleisteten Dickste die vereinbarte Vergütung verlangen ,ohne zur Nachleistung verpflichtet zu sein ; eine aus Anlatzder Kündigung bewilligte Abfindung kann der Arbeitgeber zu¬rückfordern.

Vom Vier und von bierähnlichen
Getränken.

** Baden ist mit Wirkung vom 1 . Juli d. I . der seither nord¬
deutschen Biersteuergemeinschaft .heigetreten . Von diesem Zeit¬punkt an finden deshalb aus Baden die Vorschriften der Ver¬ordnung des Reichsernährungsministeriums über Bier undbierähnliche Getränke Anwendung.

DerHerstellerhöchstpreis beträgt hiernach einschlietz -lich der Steuer für untergäriges und obergäriges Bier 39 M.für hundert Liter in Fässern statt bisher 38 M . Dieser Her-stellerpreis bleibt unter der in jüngster Zeit erhobenen For¬derung der Brauereien , die mit Rücksicht auf die autzerordent -
liche Steigerung ihrer Unkosten , insbesondere der Löhne, dieZulassung eines Herstellerpreises von 42 M . für 100 Liter be¬antragt hatten . Das Ministerium hat bei dieser Sachlage da¬von abgesehen, einen niedrigeren Herstellerpreis als 89 M .pro Hektoliter festzusetzen . Insoweit der Preis von 39 M.namentlich für die in den Städten mit besonders grotzerräumlicher Ausdehnung gelegenen Brauereien nichtausreicht , kann der Reichsernährungsmini st er höherePreise sestsetzen . In einer Aufzeichnung über eine Sitzung desVorstandes des Reichsernährungsmini st eri -ums ist hierzu bemerkt:

«Der Preis von 39 M . einschließlich Steuer entspricht einem
Lohnsatz von 80 M . pro Woche für gelernte Ar¬beiter . Orte , die einen höheren Lohnsatz haben, und räum¬
lich weit ausgedehnt sind, können eine Erhöhung desHöch st Preises beantragen . Es war nicht möglich , die Bier¬
preiserhöhung , wie sie in den großen Städten mit hohen Lohn¬tarifen vorgenommen werden müßte, auf das ganze Reich aus¬
zudehnen . Dieses Verfahren hätte zu großen Ungerechtig¬keiten gegenüber den Gastwirten in kleineren Städten und
auch zu erhöhten Lohnforderungen seitens der Ar -beiter bei den ländlichen Brauereien geführt . Es ist daher
grundsätzlich der Preis auf 39 M . ( einschließlich Steuer ) fest¬
gesetzt und die Möglichkeit gegeben worden, in größeren .Ortenmit Lohntarifen über 80 M . einen höheren Höchstpreis zu be¬
antragen . Die Voraussetzung, daß es sich um Orte mit großerräumlicher Ausdehnung handeln muß, ist aus dem Grunde ge¬stellt, weil in diesen Orten die Unkosten für dig Zufuhr desBieres an den Gastwirt sehr h- ch sind . Im allgemeinen wirdbei den Ausnahmen keine höhere Überschreitung des Höchst¬preises von 39 M . als 3 M . vorgenommen werden . Es ist eine
Höchstpresserhöhungvon IchO M . bei Lohntarifen bis zu 100 M.die Woche als angemessen und von 3 M . bei Lohntarifen bis
zu 120 M . die Woche angesehen worden.

"
Nach einer Mitteilung des Reichsernährungsministeriums anden deutschen Brauerbund werden Gesuche Hierwegenvon den örtlichen Brauerei -Vereinigungen an die volkswirt¬

schaftliche Abteilung des Reichsernährungsministeriums un¬
mittelbar eingereicht Gesuche einzelner Brauereien
können nicht berücksichtigt werden.

Die Ausschankpreise der badischen Vollzug S-
verordnung find nach eingehender Aussprache mit Inter¬
essenten und Verbrauchern sowie mit Zustimmung des Ernäh¬
rungsbeirats festgesetzt worden. Da in der Reichsverordnung
für die Brauereien der größeren Städte eine Erhöhung des
Herstellerpreises vorgesehen ist, wurde auch in der badischen
Vollzugsverordnung für den Ausschankpreis der Gast - und
Schankwirtschaften in den größeren Städten eine ähnliche Aus¬
nahme vorgesehen; zuständige Stelle zur Festsetzung dieser
Preise ist das Landespreisamt .

Dir ^Brauereien und Inhaber von Gast - und Schankwirt¬
schaften werden gegen Unterschrift auf die neuen Bestimmun¬
gen hingewiesen. Bei Preisüberschreitungen wird strafgericht¬
liche Verfolgung herbeigeführt . Besonders scharf werden die
nach 8 5 der Verordnung des Reichsernährungsministeriums
vorgeschriebenen Aushänge kontrolliert. Zuwiderhandlungen
gegen die Vorschrift unterliegen der Strafbefugnis der Bezirks¬
ämter .

» Vom Tage.
(Sozialdemokratie , Zentrum und Demokratie im Reichund in Baden .)

Daß die Stellung der Reichsregierung durch das
Ausscheiden der deutsch-demokratischen Partei nicht ge¬rade erleichtert werden würde, war von vornherein vor¬
auszusehen . Auf einmal waren Sozialdemokratie und
Zentrum darauf angewiesen , allein , ohne dm Dritten ,die entscheidenden Fragen der Reichspolitik zu beantwor -
ten. Gewiß ist es auch in dem verflossenen Entwickelungs -
stadium der deutschen innerpolitischen Geschichte mehrfach
vorgekommen , daß Zentrum und Srzialdemokratie Seite
an Seite gedrängt wurden und gemeinsam den Kampf
gegen die übrigen Parteien zu führen hatten . Aber da?
geschah dann meistens aus einer ganz bestimmten
Opposition gegen die damalige Regierung heraus ; und
oft genug waren die Beweggründe , die das Verhalten der
beiden Parteien bestimmten, ganz verschiedene . Ob Zen¬trum und Sozialdemokratie damals , wenn wir ein¬
mal theoretisch die Möglichkeit einer Regierungsübernahmeins Auge fassen Sollen , gemeinsam die Regierungsge -
schäfte hätten führen können, erscheint ! doch mehr als
fraglich.

Heute liegen die Dinge ja allerdings wesentlich anders .Der demokratische Gedanke hat sich als in der Politikdes Zentrums fest verankert erwiesen. Und das
gleiche gilt von dem sozialen Gedanken, wie die Rede des
Reichsfinanzministers Erzberger zur Genüge bewiesen
hat . Sonach gibt es Berührungspunkte genug, die eine
ersprießliche Zusammenarbeit der beiden Parteien im .Rahmen des Möglichen erscheinen lassen.^ Wer daneben bestehen doch auch wieder sehr erhebliche
Gegensätze . Das Zentrum ist eine betont kirch .
liche Partei , die den höchsten Nachdruck auf die Erhal¬
tung der Religiosität und Kirchengläubigkeit legt , wäh¬rend die Sozialdemokratie diesen Dingen bis zur Revo¬
lution uninteressiert gegenüberstand. Und wenn sich auchhierin bereits ein Wandel anzuzeigen beginnt — wir
wollen , nur auf die bekannten Artikel des Karlsruher .Sozialistenführers Dr . Dietz und auf die Auslassung des
„Volksfreundes " gelegentlich des erzbischöflichen Besuchesbeim badischen Ministerpräsidenten Hinweisen — , so be¬
stehen doch die eben erwähnten Gegensätze im Bewußt¬
sein der Wählerschaft einstweilen noch fort . Hinzukommt noch ein anderer, mehr in dem Tempoder Poli -
tik begründeter Gegensatz. Das Zentrum ist gewohnt, an
alle Fragen , die eine bedeutsame Neuerung oder Ände¬
rung darstellen , mit einer gewissen Vorsicht heranzugehen,mit einer Vorsicht und Zurückhaltung, die sich natürlich
nicht immer gleich mit dem stürmischen , ganze Entwick¬
lungsstufen überspringenden Reformeifer des modernen
Sozialismus auf eine Linie bringen läßt.

Daß bei einer so gearteten Lage die Mitarbeit
je in er dritten , gleichfalls ehrlich demo¬
kratisch empfindenden Partei nicht nur sehr
nützlich, sondern geradezunotwendig ist, liegt aus»der Hand . Und wir können es nur begrüßen, daß die
deutsch - demokratische Partei bei den Diffe¬
renzen , die sich dieser Tage in Weimar zwischen Zentrum
und Sozialdemokratie in verfassungsrechtlicher Hinsicht
ergeben hatten , die Rolle des Vermittlers
übernommen hat . Wir knüpfen daran die Hoffnung , die
wohl von der erdrückenden Mehrheit der demokratischen ,
sozialdemokratische^ und Zcntrumswählerschaft bei uns
in Baden geteilt werden wird , daß es bald gelin¬
gen möge , die Reichsregierung auf der
Basis der alten Koalition Wiede rherzu -
ft elIen .

Bei uns in Baden hat sich, wie wir schon mehrfach
betont haben , die Koalition der drei großen, demokratisch
gesinnten Parteien bewährt. Und gerade weil dem so ist,
haben wir jenem Artikel des „Badischen Beobach -
ter s "

, der unter Vorbringung gewisser Beschwerden von
einer Gefährdung der bisherigen Einigkeit sprach, die Be -
achtung geschenkt , die er verdiente . Dabei gingen wir
von der Voraussetzung aus , daß die demokratische Partei
selber an eine solche Gefährdung garnicht denke, und
daß die Beschwerden des Zentrums lediglich auf gewisse,
ungeschickte Presseartikel zurückzuführen seien, aus
Pressoartikel , für die man die Parteileitung nicht verant¬
wortlich machen dürfe . Die Angelegenheit ist ja nun in¬
zwischen geklärt worden . Die gestrige Tagung deS
Landesausschusses der demokratischen
ParteiinBadenhat ergeben, daß die Partei aN



- er Notwendigkeit des Weiterbestehens
der derzeitigen Koalitionsregierung
festhält , und daß diese Auffassung einmütig Nom
Landesausschuß gebilligt wird . Ferner ist im Haus¬
haltsausschuß unsere Voraussetzung , daß den Be¬
schwerden des Zentrums keineswegs Maßnahmen der
parteiamtlichen Politik der Demokraten , sondern lediglich
gewisse Proffeentgleisungen zugrunde lagen , bestätigt
Horden.

Zu der Angelegenheit selbst ergreift heute auch der
„Volksfreund " das Wort . Er stellt sich restlos auf den
auch von uns vertretenen Standpunkt , daß man von
einer jeden Partei , die an der Regierung beteiligt ist,
auch verlangen dürfe , daß sie sich hinter d i eRegierung
stelle, der sie selbst angehört , und daß es Zweideutigkeiten
nach außen hin auch hinsichtlich der Steuervorlage nicht
geben dürfe . Es gehe nicht an , daß eine Partei aus
parteitaktischen oder kapitalistischen Rücksichten einem Teil
ihrer Mitglieder das Recht gibt, eine andere Haltung ein¬
zunehmen . Was den Artikel des „Badischen Beobachters "
betrifft , so ist der „Volksfreund " allerdings der Meinung ,
daß man auf seiten des Zentrums Wohl etwas zu
empfindlich gewesen sei , und daß es doch zu weit gehe,
immer gleich eine Kabinettskrisis in den Kreis der Er¬
wägung zu ziehen , wenn sich hie und da Beschwerden er¬
geben. Die Zeiten seien zu ernst, das Unglück, in wel¬
chem sich das deutsche und das badische Volk befindet , zu
groß, als daß wir mit dem Feuer spielen könnten. Die
wahre Größe einer Partei zeige sich darin , daß sie ent¬
schlossen sei , die Verantwortung auch in ganz schwierigen
Zeiten zu übernehmen und zu tragen . Der „Volksfreund "
nimmt an , daß das Zentrum für die Richtigkeit dieser
Auffassung auch volles Verständnis besitzt . Wir sind der
gleichen Auffassung und glauben , daß der ganze Fall
damit als erledigt zu betrachten ist.

Die Vorlage über die Ikriegs-
gewinnsteuer .

Von Rechtsanwalt Dr . Max Homburger , Karlsruhe .
Auf die im Februar 1818 veröffentlichten Entwürfe der

neuen Steuergesetze hat eine lebhafte öffentliche Kritik einge¬
setzt. Handelskammern , Jnteressenverbände , Berufsorganisa¬tionen , Volkswirtschaftler und Praktiker haben Bedenken geäu¬
ßert , Wünsche vorgebracht und Beschwerden begründet . Diese
vom Reichssinanzamt gewollte öffentliche Kritik ist offenbar
nicht ahne Erfolg geblieben. Die der Nationalversammlung
jetzt zugegangene Vorlage über die Besteuerung des im Krieg
erzielten Vermögenszuwachses (Kriegsgewinnsteuer ) enthält
einige wertvolle Änderungen , die zweifellos auf solche Kund¬
gebungen der betroffenen Kreise zurückzuführen sind . So
wird es nach 8 24 der Vorlage dem Steuerschuldner ermög¬
licht, ohne allzugrotze Schwierigkeiten und Formalitäten für
seine Steuerschuld Zahlungsfristen bis zu 5—19 oder 28 Jah¬
ren zu erhalten . Er muß nur glaubhaft machen , daß es für
ihn mit einer erheblichen Härte verbünden wäre, wenn er die
vorgesehenen Zahlungsfristen einhalten müßte , die vorschrei -
iben , daß eine Hälfte der Steuerschuld drei Monate nach Zu¬
stellung des Steuerabschnitts , die andere Hälfte bis 1 . Februar
1620 bezahlt werden muß . Die gestundete Steuerschuld muß
mit 5 Prozent verzinst werden. Der Fiskus ist berechtigt, <Ä -
cherheitsleistung dafür zu verlangen . Die Stundung kann wi¬
derrufen werden, wenn die Sicherheit nicht geleistet wird oder
wenn die Gründe für die Bewilligung der Stundung weggefal¬
len sind.

Neben dieser Bestimmung bleibt die Vorschrift aufrecht er¬
halten , daß zur Vermeidung besonderer Härten auf Antrag
eines Steuerpflichtigen Steuerbffreiuungen oder vom Gesetz
abweichende Berechnungen der Steuerschuld vorgenommen
werden können. Es ist zu hoffen, daß bei Auslegung des Be¬
griffs „erhebliche Härte " ganz besonders auf etwaige wirt¬
schaftliche Folgen Rücksicht genommen wird, die für den
Steuerpflichtigen eintreten , wenn diesem keine Stundung be¬
willigt wird . Das vom Gesetzgeber offenbar gewollte Entge¬
genkommen wird praktisch nur dann Bedeutung und Sinn ha¬
ben, wenn die untern Steuerinstanzen großzügig diese Be¬
stimmung auslegen und es sich angelegen sein lassen, jede

wirtschaftliche Schädigung des Steuerpflichtigen möglichst z»
vermeiden.

Eine Änderung der Regierungsvorlage gegenüber dem
früher veröffentlichten Entwurf von größter Bedeutung ist die
Bestimmung in 8 31, wonach der Steuerpflichtige verlangen
kann, daß BermögenSverlustc berücksichtigt werden . Die er nary-
weislich vom 1 . Januar bis' 31 . Dezember 1919 erlitten hat .
Der Veranlagungszeitraum für die Berechnung erzielter
Kriegsgewinne ist die Zeit vom 1 . Januar 1914 bis 31 . De¬
zember 1918. Man hatte bisher allgemein gefürchtet, daß der
Vermögensstand , wie er am 31. Dezember 1918 war , automa¬
tisch die Grundlage der Kriegsgewinnsteuer bilden werde. Die¬
ser Gedanke hat mit Recht eine große begründete Beunruhi¬
gung in weiten Kreisen der Bevölkerung hervorgerufen . Be¬
kanntlich find ohne Zutun und gegen den Willen vieler Steuer¬
pflichtigen seit 31 . Dezember 1918 in ihrem Vermögens¬
zustand erhebliche Verschlechterungen eingetreten . Sie wären
garnicht in der Lage gewesen, Steuern zu zahlen , die berechnet
worden wären nach ihrem Vermögenszustand per 31 . Dezem¬
ber 1918.

Die neue Bestimmung gibt weitgehendst die IWglichkeit, alle
wirtschaftlichen Verschlechterungen zu berücksichtigen , die nach
dem 31 . Dezember 1918 eingetreten sind , die also einen ein¬
mal vorhanden gewesenen Kriegsgewinn ganz oder teilweise
aufgezehrt haben . Inwieweit bereits bei den Bilanzen für
das Geschäftsjahr 1919 die Kaufleute auf diese Bestimmung
Rücksicht zu nehmen haben, wird eine wichtige und schwierige
Frage der Praxis werden. Erforderlich ist nur eine klarere
Darstellung darüber , was unter Vermögensverlusten in diesem
Sinne verstanden werden soll. Sehr wesentlich ist weiter die
Änderung der Vorlage gegenüber dem Entwurf über die An¬
rechnung von Beträgen , die in den Kriegsjahren zu Anschaf¬
fungen verwendet worden sind, soweit es sich nicht um den
Erwerb von Gegenständen aus Edelmetall , von Edelsteinen,
Luxusgegenständen aller Art, Kunstwerken und Sammlungen
handelt .

Ursprünglich lautet die Bestimmung , daß dem Endvermögen
hinzuzurechnen sei „ Beträge , die im Veranlagungszeitraum zu
Anschaffungen jeder Art verwendet worden sind , soweit die
hierfür verwendeten Beträge zusammen 1ü üvv Mark über¬
steigen." Diese Bestimmung ist in der Vorlage jetzt dahin ab¬
geändert , daß die Beträge für alle Anschaffungen nicht hinzu¬
gerechnet werden müssen, die dem gewöhnlichen Bedarf des
Steuerpflichtigen oder seines Haushalts dienen . Auch beim
Erwerb anderer Gegenstände findet eine Anrechnung nur statt ,
wenn der Anschaffungspreis für den einzelnen Gegenstand SOo
Mark oder mehr beträgt und wenn für solche Anschaffungen
während des Veranlagungszeitraumes zusammen mehr a»s
10 OM Mark ausgegeben wurden . Auch diese Änderung wird
wirtschaftlichen Bedürfnissen gerecht und entspricht

' einem Ge¬
bot der Billigkeit.

Entsprechend dem Entwurf läßt die Vorlage für den Schen¬
ker solche Schenkungen steuerfrei , die fortlaufende Zuwendun¬
gen zum Zwecke des standesgemäßen Unterhalts oder der Aus¬
bildung des Bedachten darstellen, die für Pensionen ohne
Rechtsverpflichtung Angestellter gewährt werden, die übliche
Gelegenheitsgeschenke oder Zuwendungen zu kirchlichen , mild¬
tätigen oder gemeinnützigen Zwecken sind , wenn sie unter 1000
Mark bleiben. Der frühere Entwurf schloß aber die Steuer¬
freiheit auch dieser Schenkungen aus , wenn man beim Schen¬
ker die Absicht der ALgabesparung annehmen mußte . Hier hat
die Vorlage eine wesentliche Änderung dadurch aufzuweisen ,
daß sie die Steuerfreiheit nur dann ausschließt, wenn die
Absicht der Abgabehinterziehung bei dem Schenker angenom¬
men werden muß . Im Ersatz des Wortes „beabsichtigte Ab¬
gabeersparung " durch „beabsichtigte Aügabehinterziehung " liegt
zweifellos ein tiefer Sinn . Es soll auch in diesem Falle mög¬
lichst weit Erscheinungen Rechnung getragen werden , die ein¬
mal während des Krieges aufgetreten sind . Weiter ersaßt die
Steuer auch den Zuwachs von mehr als 5000 Mark und das
nur , wenn das Endvermögen insgesamt mehr als 10 MO M.
beträgt .

Auch sonst enthält die Vorlage gegenüber dem Entwurf ein«
Reihe kleinerer und größerer Abänderungen , die offensichtlich
alle vorgenommen wurden , um den angegebenen Verhältnissen
Rechnung zu tragen . Es sind teils Verschärfungen , die nach
den Erfahrungen der letzten Jahre notwendig sind , teilweise
Milderungen , deren Vornahme sich ebenfalls als erforderlich
herausgestellt hat . Es bleibt abzuwarten , was die National¬
versammlung mit der Vorlage ansangen wird . Ms ganz
sicher kann man annehmen , daß der der Vorlage zugrunde
liegende Gedanke Gesetz wird . Und hoffen muß man , daß nicht
nur die Milderungen der Vorlage gegenüber dem Entwurf
beibehalten werden , sondern daß die Nationalversammlung
von sich aus noch eine Reche weiterer Bestimmungen einzu¬
schalten Hatz die den wirtschaftlichen Bedürfnissen der Gesamt¬
heit und des Einzelnen weitgehendst Rechnung tragen .

Deutsche Vlationslverssmm --
lung.

* Die deutsche Nationalversammlung nahm am Montag zu¬
nächst WahlprüfMgen vor, überwlcs sodann das Gesetz über
bic erhöhte Anrechnung der während des Kriege -
zurückgelegten Dienstzeit dem Haushaltsausschutz
und besprach dann die Interpellation Auer u . Gen . (Sitz .) :
Was gedenkt die Regierung zu tun , um der schreiendsten Not
der Zivil - und Militärrentenempfänger schnell
stens abzuhelfen.

Abg . Meyer -Sachsen (Soz .) begründete die Interpellation .
Arbeitsminister Schlicke erklärte : Für den Augenblick sind

weder die Versicherungsträger , noch das Reich in der Lage,
größere Mittel bereit zu stellen . Ich habe daher die Fürsorge
bedürftiger Rentenempfänger auf die Kriegs Wohlfahrts¬
pflege verweisen müssen . Außerdem habe ich die Gemein¬
den , die zum Teil auf diesem Gebiet versagt
haben , anweisen lassen , ihre Pflicht zu tun . Im übrige»
beabsichtige ich, womöglich noch vor der Vertagung der National¬
versammlung einen Gesetzentwurf einzubringcn , der den
Bedürfnissen einer erhöhten Fürsorge für die Em »,
pfänger Rechnung trägt . i

Major v- Werder : Die gesamte Fürsorgetätigkeit ist jetzt
auf eine feste Grundlage gestellt : In letzter Zeit sind weiters
beträchtliche Summen für die soziale Kriegsbeschädigten- und .
Hinterbliebenenversorgung verfügbar gemacht worden . Di»
gründliche Reform der Militärversorgungsgesetze ist in Arbeit
und wird mit aller Beschleunigung durchgeführt werden. Neben,
dieser Reform schweben noch Verhandlungen über verschieden »
andere Maßnahmen , die einer größeren Anzahl von versorgungs¬
berechtigten Mitgliedern der unteren Klassen zugute kommen¬
sollen . — Nach kurzer wettern Besprechung erledigte das Haus ,
eine Anzahl kleinerer Vorlagen und vertagte sich dann auf -
Dienstag .

Dolitiscke Neuigkeiten .
Die Ratifizierung endgültig .

* Der Oberste Rat der Alliierten hat die Not -
Deutschlands betreffend die Ratifizierung des Friedens¬
vertrages , wie sie durch Ebert gesandt worden ist, end¬
gültig angenommen . Die Ansicht, daß die Ratifizieruns
auch durch Preußen und Bayern notwendig sei , wurds
verworfen .

Die Aushebung der Dandelszensur .
* Amtlich wird aus Paris gemeldet : Die Handels « ;

zensur für Deutschland ist zugleich mit der Blockade
aufgehoben worden . Mit den neutralen Ländern sind ;
Verhandlungen im Gange , um die sofortige Einwilligung
zur Aufhebung der mit den assoziierten Mächten abge- j
schlossenen Blockadeabkommen zu erlangen .

Die Deimkebr der Armee kDackensen.
* Die Soldaten der Armee Mackensen , die in Ungarn interniert wwtzi

werden in einigen Tagen zusainmmcn mit Mackensen Wien auf de«
Durchreise nach Deutschland passieren und einige Tage dort Aufenthalt
nehmen.

' '

Die Rückkebr der Rriegsinternierten in
der Schweiz .

* Nachdem die letzten Schwierigkeiten die der Entlassung von ettvg
3000 noch in der Schweiz befindlichen deutschen Internierten im Weg»,
standen, beseitigt sind , wird lt- W .-T .-B - die Kriegsinternierung in de«
Schweiz in eiwa Monatsfrist beendet sein -

Die Lösung der Regierungskrise .
* Die Regierungskrise, di« ihren Grund vor allen Dingen in de»- .

verschiedenen Ansichten der Sozialdemokratie und der Zentrumspartet:
in der Schulftage hatte, ist nun , einem Telegramm der T --U- zufolge» ,
durch ein Kompromiß gelöst worden, das in Änderungen verschiedene « j
Artikel der Verfassung in Erscheinung tritt. Diese Änderungen werden ,
der Nationalversammlung in der Form eines Initiativantrags über» !
geben werden. '

Kleine Wücber der Kunst und
Literatur .

Was könnte man sich in diesen Wochen des Reifens und der
Sommererholung besseres wünschen als gute Bücher der
Kunst und Literatur , die mit ihrem kleinen Format zum Mit¬
nehmen einlade'n, den Reisekorb nicht sonderlich beschweren
und sich zu 2, 3 und 4 Exemplaren bequem in der Rocktasche
unterbringen lassen? ! Srllcher Bücher sind in den letzten Jah¬
ren eine ganz beträchtliche Reihe erschienen .

Ich möchte hier vor allem auf vier Verlagsbuchhandlungen
Hinweisen, die es sich angelegen sein lassen , das nach Kunst
und Literatur dürstende Publikum mit solch kleinen, nett aus¬
gestatteten, dabei aber verhältnismäßig billigen Büchern
zu erfreuen . Da ist zunächst der Delphinverlag in
München. Er gibt seit einigen Jahren tue kleinen Delphin-
Kunstbücher heraus . Jedes dieser hübschen Bändchen tostet
«ine Mark . Die Gesamtauflage beträgt heute bereits über
5t Millionen . In guter Ausstattung lernen wir hier die Mei.
fter unserer Kunst in geschickt ausgewählten Bildreproduktio-
MN und Proben von Briefen oder sonstigen wertvollen Äuße¬
rungen kennen . Der Verlag hat die deutschen Maler mit Recht
bevorzugt ; von ausländischen ist einstweilen erst einer , Mu -
rillo , der Maler der Madonnen und Brtteljnngen , vertreten .
Die deutschen Maler , mit denen man hier in so liebenswürd '-
ger Art bekannt gemacht wird, find : Grünewald , Ru¬
bens , Feuerbach , Schwind , Richter , Waldmül -
ker , Spitzweg , Rethel , Menzel , Thoma , Leibl ,
Corinth , Wilhelm Busch und Oberländer . Wir
können diese reizenden Büchlein aufs Angelegentlichste emp .
fehlen. Es ist erstaunlich, was hier für den billigen Preis von
1 Mark an guten Reproduktionen (meist 36—30 an der Zahl)
und bedeutungsvollen Äußerungen und Bekenntnissen der
betreffenden Meister geboten wird . Die Ausstattung der
Bändchen ist eine überaus sorgsame. Jeder einzeln« hat sei.
nen besonderen Pappumschlag mit ganz vortrefflicher, dem We¬
sen des Meisters angepatzter Zeichnung. Auch zu Geschenk¬
zwecken dürsten sich die kleinen Delphin -Kunstbücher sehr gut
eignen.

Vor kurzem wurden an dieser Stelle mit freudiger Anerken¬
nung die Kunstbreviere des Verlages Hugo Schmidt

in München besprochen . Diese reizvolle Sammlung , die wir
mit derselben Eindringlichkeit empfehlen können, ist jetzt wieder
durch drei neue Nummern bereichert worden. Matthias
Grünewald , der Meister des Jsenheimer Mars , wird uns
mit 52 Abbildungen und einer gut geschriebenen Einleitung vor
Augen geführt ; das Buch enthält ferner eine aus dem
Jahre 1675 stammende , sozusagen kunstgeschichtliche Äußerung
über Grünewald aus Jakob von Sandrart 's „Deutscher Aca -
demie" : Ganz vortrefflich ist das Bändchen „Rembrandlls
Erzählungen " , das etwa 70 Abbildungen, sowie eine Ein¬
leitung von C. W. Bredt enthält und uns das größte Genie
der Malkunst vor allem als malenden- Erzähler vertraut
macht . Das dritte der Kunstbreviere ist Peter Paul Ru .
bens gewidmet. Es bringt 80 Abbildungen , Briefe des
Künstlers , sowie seine Whandlung über die Nachahmung
antiker Statuen und eine Einleitung von Hugo Kehrer . Auch
dieser Band verdient alles nur mögliche Lob .

Nun zu den kleinen Büchern der Literatur . Da seien vor
allem die im Verlage von Reutz und Jtta in Konstanz
am Bodensee erschienenen „Zeitbücher " mit Auszeichnung
genannt . Band 91—95 dieser Zeitbücher find es , die , soeben
erschienen, zu einer warmherzigen Empfehlung , der Samm .
lung herausfordern . Die Zeitbüchern vermitteln uns gedie¬
gene , moderne Literatur in Prosa und in Versen . Ein jedes
der Bändchen ist geschmackvoll ausgestattct und mit . einer far¬
bigen Zeichnung auf dem vorderen Einbanddeckel versehen. Es
sind gute Namen, die in diesen 5 neuen Bändchen vertreten
sind . Da ist zunächst der Ostpreuhe Carl Bulcke mit sei¬
nen unter dem Buchtitel „Katharina " vereinigten drei kleinen
Novellen, die alle von dem echten Duft der ostpreutzischen Hei¬
mat des Dichters und einem feinen, bildkräftigen und doch so

rnicht aufdringlichen Humor erfüllt sind . Carl Bulcke ge-
rt zu den wirklich gediegenen Schriftstellern unserer Zeit ,

und er ist einer der ganz wenigen, die echten , tief im Gemüt
wurzelnden Humor besitzen. Sein Stil ist von klassischer Rein ,
heit- Hoffen - wir, daß Bulcke durch dieses Büchlein auch bei
uns im Süden so bekannt wird, wie er es zu sein schon längst
verdiente . Novellen rheinischer Dichter hat Curt Moreck
unter dem Titel „Die Windmühle" vereinigt . Wenn man bk-
denkt , daß auf diesen 85 kleinen Seiten nicht weniger wie 6
rheinische Schriftsteller mit guten Beiträgen zu Worte kom¬
men , so wird man das Geschick und die Sorgfalt des Verlages
und des Herausgebers aufrichtig bewundern dürfen . Die

6 Schriftsteller sind folgende: Herbert Eule n ber g, Rudolfs
Herzog , Heinrich ! Ler sch, Alfons Paquet , Wilhelm
Schmidtbonn und Curt Moreck selbst . Band 93 dev
Zeitbücher bringt kleine Novellen von Kurt Münzer unters
dem Gesamttitel „Tie Herzogin von Jmola "

. Münzer ist ein
vortrefflicher Beobachter des Lebens und doch poesievoll genug,
um einer jeden realistischen Schilderung einen eigenen dich¬
terischen Reiz zu verleihen. Band 95 schenkt uns Erzählung
gen und Gedichte des Rheinländers Peter Hamecher un-
ter dem Titel „Der Sankt Georgstaler " . Hamecher hat gleiche
falls ein Anrecht daraus , weiteren Kreisen bekannt zu Wer¬
den. Band 92 umfaßt unter dem Titel : „Und bin ich einmah
verschollen" (Gedichte eines unserer talentiertesten Lyriker,
Georg Muschner 's . »

Es war ein sehr guter Gedanke des Verlages de »
Münchener ^Jugend "

(Verlag G. Hirth ) , aus den Jahr¬
gängen der „ Jugend " Erzählungen , Geschichten, Skizzen unH
Märchen auszuwählen und sie in kleinen, sauber ausgestatte ».
ten Bändchen gesammelt der Öffentlichkeit zu übergeben . Ech¬
tst eine Fülle von wertvoller und gleichzeitig unterhaltenden
Lektüre, die uns hier dargeboten wird . Neben manchem Ver- i
faffer, der in - er „Jugend " seine kleine GelegenheitsarbeA !
zum ersten Male abgedruckt sah und dann die nähere Berüh¬
rung mit den Musen mied, finden wir hier viele der bedeuten¬
den Schriftsteller unserer Zeit mit zum Teil ganz erlesenen !
Beiträgen vertreten ; wir brauchen nur Namen wie : Hesse » !
Viebig , Fr . Huch , Karl Etblinger , Hardung »
Stefan Großmann , Georg Hirschfeld , Arthuy
Schnitzler , Walter Netto , Friedrich Frekscr ,
Rosegger , Greinz , Elisabeth Dauthendey ,
Fritz von Ostini , Georg Ruseler , Oskar A. H,
Schmitz , Jakob Wassermann , Wilhelm V » N
Scholz und Paul Ernst zu nennen , um dem Leser - klarj
zu machen, welcher Genuß ihm beim Lesen dieser Bandchertz
bevorsteht. Einstweilen find 7 Bändchen erschienen; jeder zuml
Preise von 2 Mark. Die einzelnen Bände bringen : . Ernst »
und heitere Erzählungen , „Bunte Skizzen , „Phantastische Ge¬
schichten", „Süddeutsche Erzählungen " , „Märchen für Erwach¬
sene" , ..Lebensgeschichten " und „300 Jugendwitze " . Wir findi
überzeugt , daß die Bücherei der Münchener „ Jugend " von dem
literäturfreudigen Publikum dankbar begrüßt werden und ditz
Verbreitung finde« wird, die ihr zukommt. C. A,
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Beendigung des KerUner Verkebrsstreiks .
Nach einer Dauer von zwei Aachen Hai der Ausfiand des Per¬

sonals aller Berliner Verkehrsmittel mit Ausnahme der Stadtbahn
holte morgen sein End« erreicht

Lrzbergers Steuerpläne .
* Auf Veranlassung des Reichsministers der Finanzen fand

ln Weimar eine Zusammenkunft der Gliedstaaten statt , an der
auch die Staatspräsidenten , bezw . die Ministerpräsidenten und
Gesandtschaften verschiedener Gliedstaaten , sowie der Gesandte
Dcutsch -Lsterreichs teilnahmen . Es fand eine Aussprache über
das vom Finanzminster entwickelte Finanzpr - gramm statt , in
dessen Mittelpunkt die Neichseinkommensteurr stand. In Ver¬
bindung mit ihr soll nach dem Plan der Reichsregierung mit
möglichster Schnelligkeit die Steuerverwaltung der Gliedstaa¬
ten in eine einheitliche Reichsverwaltung umgewandelt werden.
Im Verlauf der Debatte kündigte der Reichsfinanzminister an,
daß er im Interesse von Handel und Industrie die bis jetzt be¬
stellende Überwachung des gewöhnlichen Brief - und Telegramm -
Verkehrs mit dem Ausland demnächst aufheben, dagegen die
des Paketverkeihrs, sowie der Einschreibe- und Wertbriefe auf¬
rechterhalten werde. Neue Maßnahmen zur Verhinderung
der Steuerflucht , insbesondere auf dem Gebiet der Zahlungs¬
mittel und der Wertpapiere , ständen bevor. Beschlüsse wurden
tn der Zusammenkunft nicht gefaßt . Das entwickelte Finanz .
Programm wird die Landesversammlungen der Gliedstaaten
beschäftigen.

Lur Ikoblenkraae .
* Aus Berlin wird gemeldet :
Beim Reichswirtschaftsministerium hat mit Vertretern der

Reichs - und Landesbehörden eine Besprechung über die Kohlen,
tage stattgefunden , in der von berufener Seite ein Bild der
augenblicklichen Verhältnisse und der für den Winter zu er¬
wartenden Versorgung gegeben wurde . Danach ist die Lage
Äußerst ernst. Die Eisenbahnen und die Gaswerke habejn bis¬
her in diesem Jahre im Gegensatz zum Vorjahr keinerlei Be¬
stände für den Winter ansammeln können, und auch für den
Hausbrand ist die Heranschaffung von Wintervorräten bisher
Nicht möglich gewesen. Die Folgen des gewaltigen Rückgangs
der Förderung und der Streiks in den Kohlengebieten und im
Verkehrswesen werden darum erst im kommenden Winter in
ihrer vollen Schwere auf dem deutschen Volke lasten, zumal die
« ussichten auf eine demnächstige erhebliche - Steigerung der
Förderung gering sind. Hinzu kommt, daß bekanntlich der Frie¬
densvertrag die Lieferung riesiger Kohlenmengen an den Ver¬
band vorsieht.

Wir haben also für den Wintor zu erwarten in Stadt und
Laüd eine bedeutend schlechtere Hausbrandbelieferung als im
Vorjahre , bedeutend schlechtere und ungleichmäßigere Versor¬
gung der Gaswerke und der Elektrizitätswerke , Verringerung
der Zufuhren an die Industrie in einem Maß , das einschnei¬
dendes Arbeitslosigkeit und Verringerung der Erzeugung selbst
Gichtiger Industrien unvermeidlich erscheinen läßt .

ES ist dringend nötig , daß auch die Öffentlichkeit über den
Ernst der Lage sich klar wird.

Die Forderungen der Vankbeainten .
* Laut Mitteilung des Allgemeinen Verbandes der deutschen

Bankbeamten ist der Tarif -Schiedsspruch in den Betrieben ab-
gelehnt und die Forderung einer Entschuldungssumme von
SVVV Mark für die Zeit vom 1 . April bis 1. Oktober für die
perheirateten und 1000 Mark für die Ledigen ausgestellt
Worden . _

Meutereien kranzösiscber Truppen .
Dem „ Avanti " zufolge ist infolge Meutereien franzö¬

sischer Soldaten und Matrosen über Brest, Marseille und
Loulon , wie über andere französische Hafenstädte der Be -

lagerungszustand verhängt worden . Auch die in Ungarn
stehenden französischen Truppen seien in Gärung und
e» sei zu wiederholten Malen zu Verbrüderungen zwi -

scheu den französischen Soldaten und den Soldaten der
roten ungarischen Armee gekommen.

Lisenbabnerstrelk in Portugal .
* Aus Lissabon wird gemeldet : Streikende Eisenbahner

Wen an verschiedenen Orten di« Schienen auf . Zwischen
MfarelloS und Villa Nuova de Ancos entgleiste ein Zug . Die
MnnelS wurden verbarrikadiert .

Die Streikbewegung in Frankreich .
» Der nationale Ausschuß der Grubenarbeiter in Frank -

»eich fordert in Anbetracht der verteuerten Lebenshaltung die
Sektionen zum Generalstreik auf .

Nach den letzten Meldungen aus Paris hat der Beschluß
Uee französischen Regierung , die Eisenbahner » die sich an dem
Streik am 21 . Juli beteiligen würden , vor ein Kriegsgericht
w» stellen , das Gegenteil von der erwarteten Wirkung ge¬
habt . Di« französischen Eisenbahner haben nunmehr be¬
schlossen, auf allen Eisenbahnlinien Frankreichs , in Algerien,
Tunis , sowie in Elsaß -Lothringen während 24 Stunden den
Dienst einzustellen.

Wadiscbe Nebersickt .
poUzeistundeuverlängerung .

Amtlich wird uns mitgeteiH:
Die Bezirksämter find ermächtigt, an Samstagen und

Sonntagen für größere Vereinsveranstaltungen oder bei son¬
stigen besonderen Anlässen, die eine Ausnahme berechtigt er¬
scheinen lasten, Polizeistundenverlängerung bis 1 Ilhr zu be¬
willigen. Veranstaltungen , die überwiegend als Tanzbelusti¬
gungen anzusehen sind , können dabei nicht berücksichtigt werden.

Aus dem Dausbsltausscbuss -
des Landtags .

ve. Der Haushaltausschuß des bad. Landtags beschäftigte sich in
seiner gestrigen Sitzung in der Hauptsache mit den notwendigen Ren¬
danten an der medizinischen Klinik in Heidelberg , mit dem
Neubau d«S durch eine Fliegerbombe zerstörten AnatomiegebSudes
in Frriburg und mit dem Neubau der medizinischen und chirur-
Gischen Klinik dortselbst . Der Regierungsvertreter begründete aus-
stthrlich die Dringlichkeit dieser Barsten und der Haushaltausschuß
sprach dafür seine Genehmigung ans - Im weiteren Verlauf der
Situmg wmde des Baues eines Realgymnasium - in Lahr noch¬

mals Erwähnung getan, »veil eure Eingabe aus Lahr, die mva 106
Unterschriften trug , sich für dir Beibehaltung des humanistischen
Gymnasiums erklärte. In der öffentlichen nächsten Landtagssitzung
soll diese Angelegenheit erörtert werden.

Unter Bezugnahme auf di« am Mittwoch gepflogene Theatrr -
debatte , in welcher bekanntlich di« Umwandlung des ehemaligen
Hostheaters in rin Landrstheatrr zur Erörterung stand, teilte General¬
intendant Baffermann dem Ausschuß mit , daß es unrichtig sei, wenn
ein demokratischer Redner behauptet Haie, die badische Kunst sei im
ehemaligen Hostheater wenig gepflegt und Stücke von Gött und Burte
nicht ausgefichrt worden. Er stelle fest, daß in den letzten 15 Jahren
seiner Amtsführung 11 badische Dichter, darunter auch Gött und
Burte , mit IS Werken auf der Bühne des ehemaligen Hostheaters zu
Worte kamen . Hierzu erklärte der demokratische Redner, er wollte lediglich
konstatiert haben, daß Gött und Burte zu spät in Karlsruhe zur
Aufführung gelangt seien , eine Auffassung die auch von vielen badischen
Zeitungen , die sich mit diesen Dramatikern beschäftigten , vertreten
wurde.

Die Lage des Arbeitsmarktes .
* Man schreibt uns : Die Lage des Arbeitsmarktes hat sich

auch in der Woche vom 28 . Juni bis 5. Juli bedauerlicherweise
weiter verschlechtert . Durch den andauernden Köhlen- und
Rohstoffmangel und die damit zusammenhängenden Betriebs¬
einschränkungen und -Schließungen , sowie die Auflösung von
militärischen Betrieben ist in absehbarer Zeit mit einer Besse¬
rung der Lage nicht zn rechnen . Eher noch dürfte die Arbeits¬
losigkeit durch die Rückkehr unserer Kriegsgefangenen erheblich
verstärkt werden, sodaß die Beschaffung weiterer Arbeits¬
gelegenheit durch Notstandsarbeiten notwendig ist. Die Zahl
der Erwerbslosen stieg in der Berichtswoche von 11 739 auf
11 919 ; sie hat sich also gegenüber der Vorwoche wieder um
177 erhöht . Erwerbslosenunterützungen wurden im Bereiche
der Landesstelle für Arbeitsvermittlung bezahlt : in der Bc-
richtswoche 509 091 M ., in der Vorwoche 430 837 M ., insge¬
samt seit November 1918 : 20 386 737 M . , für Arbeitszeitver¬
kürzung wucken in der Berichtswoche 57 085 M . bezahlt . Ar-
oeitsgelegenheit besteht bei der bevorstehenden Einbringung
der Ernte in der nächsten Zeit, ganz besonders für landwirt¬
schaftliche Arbeiter und Arbeiterinnen , Steinhauer , Stein¬
brecher, Küfer, Möbelschreiner» Wagner , Schneider , Schuh¬
macher, Zimmerleute » Maurer und weibliches Haus - und
Küchenpersonal werden ebenfalls in großer Zahl gesucht .
Überangebote an Arbeitskräften ist dagegen in der Metall -
u . Maschinenindustrie» in den Nahrungs - u . Genutzmittelgewer -
ben, im VervielsältiguNgs-, im Gast- und Schank, im Handels¬
gewerbe und bei ungelernten Arbeitskräften festzustellen. We¬
gen Kohlenmangels mußten wieder verschiedene Betriebe ein¬
geschränkt werden, so in Achern, Radolfzell , Oberstad , wo¬
durch im ganzen 600 Männer und Frauen arbeitslos wurden .
Weiter« Einschränkungen stehen bevor bei industriellen Unter¬
nehmungen in Hausach, Durlach , Tairnbach . Mit Notstands¬
arbeiten wurden in der Berichtswoche 6809 Erwerbslose be¬
schäftigt gegen 6978 in der Woche vorher.

Ikriegsverluste der bad. Justlzbeamten .
* Im Justizministerialblatt für Baden wird in Nummer 16

vom 10. Juli über die Kriegsverluste dev badischen Justiz¬
beamten u . a . mitgeteilt : Gefallen sind 16 obere Justizbeamte »
10 obere Verwaltungsbeamte 21 Rechtsanwälte , 31 Gerichts¬
assessoren , 5 Regierungsassessoren und 30 Rechtspraktikanten :
vermißt werden 4 Rechtspraktikanten.

Hrurze Macbricbten aus Kaden.
oc. Heidelberg , 13. Juli . In Bammental ist die

grüße Heftsche Kunstmühle durch Feuer vollständig zer¬
stört worden- Der Gebäudeschaden beträgt nahezu eine halbe
Million Mark , der Schaden, der durch Vernichtung der Ein¬
richtung und der gewaltigen Vorräte an Roggen und Weizen
entstanden ist, wird auf eine halbe Million Mark geschätzt .

oa . Schwetzingen . 15 . Juli . Nachdem im städt . Le -
bensmittelbetrieb ' schon vor längerer Zeit 800 Säcke
Futtermittel im Wert von 5000 M . spurlos ver¬
schwunden find , kamen bei der letzten Kirschensendung
20 Zentner Kirschen abhanden . Wer den Diebstahl aus - -
geführt hat , weiß man noch nicht .

LC . Rastatt , 14. Juli - Rastatt soll wieder Garnison
»verden. AIS Polizeitruppen sollen hier stationiert werden ein
Reichswehrbataillon, eine Eskadron, eine Maschinengewehr¬
kompagnie und zwei Feldbatterien und wahrscheinlich auch
zwei schwere Batterien -

oe. Säckingen , 15. Juli . Im Elternverein der
hiesigen Realschule befaßre man sich wiederholt schon mit der
Reformfrage an den Mittelschulen. In der letzten Ausschuß-
fitzung wurden u . a. auch Berufsfragen erörtert . Hierbei
wurde ein Antrag des Direktors der Anstalt , Prof . vr . Broßner ,
einstimmig angenommen , in welchem gefordert wird, daß im
Unterrichtsministerium eine Berufsberatungsstelle einge¬
richtet werde , von der alles einschlägige psychologische und
statistische Material erfaßt und verarbeitet und das Ergebnis
dieser Arbeiten regelmäßig den Schulleitungen übermittelt wird ,
sodaß diese in der Lage sind , die von der Schule abgehenden
Schüler vor Ergreifen eines Berufes sachgemäß zu beraten .
Angesichts der auf dem Arbeitsmarkt aller Berufe herrschenden
Notlage sei es dringend wünschenswert, daß mit den Vorar¬
beiten hierfür unverzüglich begonnen wird.

oc . Freiburg 15 . Juli . Eine blutige Familientragödie
hat sich am Samstag abend im Stadtteil Oberwiehre abgespielt.
Nach kurzem Wortwechsel gab der Reallehrer Huber in einer
Aufwallung von Eifersucht auf seine Frau und seinen LogiS-
herrn , einen 20jähr . Abiturienten , mehrere Schüsse ab, wodurch
beide lebensgefährlich verletzt wurden. Hierauf richtete Huber
die Waffe gegen sich selbst und -tötete sich auf her Stelle - Ob
die Eifersucht Hubers begründet war , darüber gehen die Mei¬
nungen der Anwohnerschaft auseinander : er hinterläßt vier
Kinder, zwei Knaben und zwei Mädchen, im Alter von 6 bis
13 Jahren .

Wadiscbe Teitungssttmmen.
Höflichkeitsbesuche .

* Zu den von uns wiedergegebenen Ausführungen des
. Volksfreund" anläßlich des Besuchs des Erzbischofs Nörber
beim Staatspräsidenten schreibt der „ Badische Beobachter" u . a . :

„ Wenn man mit dem „ Volksfreund" mehr wie einen „ reinen
Höflichkeitsakt " in den ausgetauschten Besuchen sehen will und
zwar nach der Richtung, die das genannte Blatt anzeigt , so
könnte es nur im wohlverstandenen Interesse des Volkes lie¬
gen, wenn die Sozialdemokratie mehr und mehr Verständnis
gewänne für die gewaltigen Jdeenkrafte des Christentums , die
doppelt wertvoll im Kampfe mit dem Mammon um Menschen¬
würde und Gerechtigkeit sein dürsten, und wenn die ererbte
Feindschaft gegen die Kirche von ihr begraben und das Ge¬
denken an die Feindschaft gegen das Christentum der Geschichte
übergeben würde . Damit wäre ein gutes Stück „der Ver -
ständlgungsbasis " geschaffen , an die der „ Volksfreund " erfreu¬
licherweise so lebhaft denkt . Wir haben es nie bestritten , daß

»ach unserer Überzeugung im Sozialismus neben den irrigen »
Ideen manche richtige Gedanken und berechtigte Forderungen
stecken. Je mehr jene zurücktretcn und diese erkannt und in
den Vordergrund geschoben werden, desto mehr kann und
mutz die „Verständigungsbasis " reale Gestalt gewinnen . Die
praktische Arbeit und das hohe Maß von Verantwortung ,
wozu das gegenwärtige politische Leben die Sozialdemokratie ,
verpflichtet, müssen die Denkenden in der großen Partei '

naturnotwendig auf die Bahn dieser praktischen und selbstver¬
ständlichen Gedanken führen . Darüber besteht für uns kein
Zweifel , ein Zweifel kann nur darüber bestehen , ob die Mas» "

sen , seit Jahrzehnten an Kritik und Opposition, an gewisse
jetzt nicht erfüllbare Hoffnungen und Erwartungen gewöhnt ,
in der Hauptsache sich auch auf die gleichen Pfade führen las¬
sen werden . Jedenfalls ist es Aufgabe aller, die es gut mit
dem Volke meinen , diese politische Arbeit der Sozialdemokra¬
tie, wenn sie diese ernstlich ins Auge faßt , nicht nur nicht zu
stören , sondern sie verständnisooll zu fördern . Diese Politik ,
kann eventuell die Rettung für unser Vaterland werden und
zwar in einer Stunde , zu der andere Völker durch schwere
Krisen hindurchgehen müssen.

"

Verbraucherschutz .
Uber dieses bedeutsame Thema schreibt die „Badische Lan¬

deszeitung " u . a . : s
„Das Berbraucherproblem wird vorhanden sein , solange eS

die besondere Art des wirtschaftlichen Menschen gibt, der von,
der Scholle losgelöst ist und sein mutz (weil eben die deutsch«
Scholle nicht Platz genug hat , um alle die Millionen einzelner
Wirtschaftssubjekte so zu ernähren , - aß sie sich aus dcud
Boden die unentbehrlichen Gebrauchsgüter , Nahrung , Woh¬
nung und gar noch Kleidung, selbst und unmittelbar gewinnen
können, der als Existenzgrundlage nichts mehr hat als seine«.
Arbeitskraft , die ihm einen Geldlohn einbringt , mit dem er sich
als Konsument die unentbehrlichen Verbrauchsgüter tausenk
muß . . . In der durch die Ausbildung der großen privaten !"
Monopole und Kartelle abgeschlossenen Wirtschaftsperiode be¬
durfte es keines besonderen Verbraucherschutzes. Da war daS.
Prinzip der freien Konkurrenz für den Verbraucher Schutz ge«
nug . Solange jeder einzelne Unternehmer Art und Meng «
seiner Erzeugnisse nur nach eigenem Ermessen bestimmt und,'
die Preise nur nach eigener Kalkulation festsetzt, wird sich alle- ,
zeit der Preis der Produkte auf dem Niveau der größtmög -,
lichen Billigkeit halten . Billiger als es in der wirklich freien ,
Wirtschaft durch das Prinzip der freien Konkurrenz geschieht,'
können die Preise auf die Dauer durch keine anderweitig «
Regelung gehalten -werden . Das Prinzip der freien Konkurs
renz trägt in sich selbst die Gewähr für die größte möglich«
Billigkeit der Waren und Güter . __ 4

Die Kartellierung und Syndizierung der Produzenten , die !
bei uns in den Ausgangsindustrien der Kohle und des Eisens ?
eine unwiderrufliche Tatsache und in weit mehr Wirtschafts -,
zweigen, als sich an der Oberfläche erkennen läßt , tatsächlich
vorhanden ist, macht aber diesem Zustand der freien Kon-,
kurrenz ein Ende und beseitigt damit auch den Schutz detz
Konsumenten vor Überforderungen des Produzenten . Denn ?
die Zwangslage der reinen Konsumenten besteht eben darith
daß er entweder kaufen muh zu dem Preis , der von ihm ge¬
fordert wird, oder aber entbehren muß . Hier muß also ein¬
gegriffen werden . Denn der Gedanke, daß jeder einen gs»
wissen Lebensspielraum nötig hat , wenn er soll existieren kön¬
nen, ist für Menschen mit sozialem Pflichtgefühl und erst reckt
für den sozialen Staat nicht abzuweisen. Die Aufrechterhal¬
tung dieses notwendigen Lebensspielraums gilt es so sicher¬
zustellen , daß sie nicht einfach durch . Verschiebungen der PreiHs
läge gefährdet werden kann.

' 4
Das ist es, was durch die jetzt beschlossene Preissenkung de»

ausländischen Lebensmittel erreicht werden soll . Im Krieg,
hat man das Ziel , ohne es freilich grundsätzlich und allgemein -
gültig anzuerkennen , von Fall zu Fall durch Höchstpreisver<
ordnungen zu erreichen gesucht . Dieser Weg verbot sich Hieras
von allen Erfahrungen der Unzulänglichkeit des Höchstpreis-?
Verfahrens abgesehen, von selbst , weil die Preisbildung dem?
Geltungsbereich deutscher Gesetze und Verordnungen ent --
zogen ist. Deswegen wird die Sache so gemacht , daß das
Reich einen Teil des Weltmarkpreises aus seiner durchs-
Steuern zu füllenden Kaffe deckt, daß also mittelbar die und
dieser neuen Ausgaben willen stärker zu belastenden Steuer «
zähler gemeinsam den überragenden Kostenbetrag der Lehens^
mitteleinsuhren decken . Der springende Punkt dabei ist aber«
daß nun der Einzelne nicht nach der von ihm verbrauchte»»
Menge , sondern nach seiner allgemeine,» wirtschaftlichen Sei« '
ftungsfähigkeit zu den Kosten herangezogen wird, sofern deq
Grundsatz dev Belastung nach der Leistungsfähigkeit heut «
schon in unsren Steuersystemen zum Ausdruck kommt. i

Das ist nicht die einzig denkbare Lösung des Problems des
Verbrancherschutzes. Es ist nicht einmal die schlechtweg beste,
Aber das Pröklem ist wenigstens einmal durch eine praktisch«
Staatsmaßregel angeführt . Es wird von selbst dafür sorgen^
daß die Beschäftigung mit ihm nicht wieder aufhört . Für daS
einzelne Wirtschaftssubjekt kommt es in erster Linie darautz
-nl , daß es sich an die Wandlung gewöhnt, die unaufhaltsam '
mit dem Einkommensbegriff vor sich geht. Wir sind nochs
immer viel zu sehr daran gewöhnt, unter unsrem Einkommens
nur die Geldsumme zu verstehen, die beim einen größer , Heims
andren kleiner , bei allen aber heutzutage in der Regel nicht,
groß genug ist. Diese Auffassung des Einkommens ist aber;
schon lange nicht mehr richtig . Für jeden den alten Sozial¬
versicherungen angeschlossenen Arbeiter -bestand schon seit
Jahrzehnten ein Teil seines Einkommens in dem Recht , di«
Leistungen dieser Versicherungen im gegebenen Fall in An¬
spruch zu nehmen ; ein Recht , das durch die Beitragsleistunger »
nicht allein ausgeglichen wurde. Die damit ungebahnte Durch¬
dringung des individualistischen Einkommensbegriffs mit .
sozialen Momenten schreitet durch diese Preissenkungsmatz -. .

'
regel des Staates um einen beträchtlichen Schritt weiter fort .
Und in dieser sozialen Umwandlung des Einkommensbegriffs ,
liegt auch die Lösung für das Problem des Verbraucher¬
schutzes , das durch die Preissenkung der Lebensmittel ange-
rührt , aber nicht erschöpfend bearbeitet ist."

WevfiHie- snes .
Hugo Riemann f . Der bekannte Musikwissenschafter Pro¬

fessor Hugo Riemann ist in Leipzig kurz vor der Vollendung
seines 70. Lebensjahres gestorben. ^

Stsstsanzeiger.
Das Staatsministerium hat unterm 28. Juni d. I . den Se «

natspräsiyenten Rudolf Woldeck von Arnebckg beim Ober -
landesgericht seinem Antrag entsprechend auf 1 . Oktober d. I .
in den Ruhestand versetzt und

den Oberlandesgerichtsrat Or . Otto Fürst auf den gleichen
Zeitpunkt zuin Senatspräsidenten beim Oberlcmdesgerichj er¬
nannt . ß

Das Staatsministerium hat unterm 2 . Juli d. I . den Land«
gerichtspräsidenten Heinrich Eisenlohr in Freiburg seinem An¬
trag entsprechend auf 1 . Oktober d. I . in den Ruhestand versetzt
und

den Landgerichtsdirektor Otto Hink in Freiburg auf den glei¬
chen Zeitpunkt zum Landgerichtspräsidenten daselbst er .nan.nt.



Der Evangelische Oberkirchenrat hat nach Zustimmung de»
Generalsynodalausschusses mit Entschließung vom 14. Mai
d. I . den evangelischen Pfarrer Emil Schweickhardt irr All¬
mannsweier seinem Ansuchen entsprechend aus 1 . Oktober d.
I . in den Ruhestand versetzt .

Der Evangelische Oberkirchenrat hat nach Zustimmung de»
Generalsynodalausschusses den evangelischen Pfarrer Karl
Dießlin in Gauangelloch seinem Ansuchen entsprechend auf
1. November d . I . in den Ruhestand versetzt .

Der Evangelische Oberkirchenrat hat nach Zustimmung des
Generalsynodalausschusses Len evangelischen Pfarrer Kirchen -
rat Albert Hoehler in Singen b . D . auf Ansuchen auf 1. Ok¬
tober d. I . in den Ruhestand versetzt .

Der Evangelische Oberkirchenrat hat nach Zustimmung de»
Generalsynodalausschusses den Pfarrvevwalter Ernst Jundt in
Mannheim -Neckarau zum Pfarrer der evangelischen Nord¬
pfarrei Mannheim -Neckarau ernannt .

Das Finanzministerium hat auf Grund von 8 2 der landes¬
herrlichen Verordnung vom 6. Januar 1912, den Eisenbahnrat
betreffend , die nachgenannten Herren für die Jahre 1919 bi»
prit 1921 zu Mitgliedern des Eisenbahnrats ernannt :

Geheimer Kommerzienrat Emil Engelhard in Mannheim ,
Professor Alois EndreS in Neckargemünd, Kommerzienrat
August Reuhaus in Schwetzingen, Fabrikant Emil GSHring m
Freiburg , Kaufmann Lothar Mager in Heidelberg, Stadtrat
Modert Oftertag in Karlsruhe , Kaufmann Heinrich Graf II
«n Mannheim , Landes -Parteisekretär Karl Hahn in Mann¬
heim, Gauleiter Christian Schneider in Karlsruhe und llhr -
pracher Alex Lauterwasser in Freiburg ;

zu Ersatzmännern für diese Mitglieder wurden ernannt dieHerren :
Direktor Heinrich Knecht in Mannheim , Professor vr .Kuntzemüller in Tauberbischofsheim, Schlojsermerster Joh .Ignaz Görlacher in Villingen, Fabrikant A. Odenwald in

PforAeim , Bürgermeister K . Schöpfte in Langensteinbach,Stadtrat Viktor Darmstädter in Mannheim , Kaufmann KarlBaden in Freiburg , Schriftsetzer Christian Bolz in Konstanz,Gewerkschaftsbeamter Eduard Kluge in Pforzheim und DreherJohann Rebstock in Villingen.
Die Generaldirektion der Staatseisenbahnen hat den Be-

triebsassistenten Heinrich Barthlott in Karlsruhe zum Eisen¬bahnsekretär ernannt .

Die Prüfung für den Reoifionsdienft im Geschäftsgebiet der
innnere » Verwaltung betr .

Auf Grpnd der diesjährigen Prüfung wurden die nachge¬nannten Verwaltungsseretäre als für den Revisionsdienst im
Geschäftsgebiet der innere » Verwaltung befähigt erklärt :Eugen Diebold von Weinheim, Wikhelm Engelhardt von Hof¬senheim, Karl Fraukenbach von Basel, Karl Fritschi von Karls -
Mhe, August Hoffman« von Meckesheim , Otto Leinz von
Mannheim , Adolf Linser von Durlach, Eugen Singer von
Mannheim .""

Karlsruhe , den 9. Juli 1919.
Ministerium de» Innern .

Remmele . Riegger .

Verordnung
über de« Bersand von roten Möhre» und Karotten aller Art.

(Aus dem . Reichsanzeiger" Nr . 144 vom 3V. Juni 1919 .)
Auf Grund der 88 4 und 7 der Verordnung über Gemüse»Obst und Südfrüchte vom 3. April 1917 ( Reichs - Gesetzbl . S .307) wird bestimmt:

8 1 .
Rote Möhren und Karotten aller Art dürfen mit Kraut nichtin den Handel gebracht werden. Soweit die Beförderung vonder Erzeugerstelle auf kurze Entfernungen mit Fuhrwerkoder auf andere Weise , jedoch nicht mit der Wahn, an die Ab¬satzstelle, insbesondere auf öffentliche Märkte erfolgt , ist derAbsatz mit Kraut bis auf weiteres zugslassen.

8 2.
Zuwiderhandlungen werden gemäß § 16 der Verordnungüber Gemüse, Obst und Südfrüchte vom 3. April 1917 mitGefängnis bis zu einem Jahre , und mit Geldstrafe bis zu10 000 Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft . Auch kannauf Einziehung der Vorräte erkannt werden , auf die sich diestrafbare Handlung bezieht, ohne Unterschied , ob sie demTäter gehören oder nicht.

8 3.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündungin Kraft . Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 20 . Juli 1918

(Reichsanzeiger 148 vom 26 . Juki 1918 ) außer Kraft .
Berlin , den 22. Juni 1919 .

Reichsstelle für Gemüse und Obst.
Der Vorsitzende : v. Tillh .Aä<i1 i5 cIieL Konrentkaus. !

!dlittvocb, den 16 . ) uti 1919

SlMlMllllllilW
^ .ok»iiL 7^/, llbr

tioukmann , ledig u . 1"eckniker m. kamilie,
deadllcbtigsn dis Gründung einer

in einer kleineren Slsckl - ock. t-snck -
geinsinrle mit günstigen ürbeiterver-
verliültnillen unli wo paffende liokalitStsn
k. d. Clnrictitung einer kabrik vorkand. lind.

Vas Unternekmsn würde jungen lienten
und oucti liriegsinvaliden, nacti kurr. bekr-
rslt , loknends LelcbSktigung bieten und
weiden Keinvincken , die Interells da¬
für baden, gebeten, unigvlivnils Kn -
gvdolv mit üngade der nükeren Le¬
oingungen, Sröhe vorkand. liokalitStsn, ob
elektr. lirakt oder Sas vorbanden ilt, unter
L . 717 an die Cxped . d. kiattes ru ricbten.

porrellaakirureo , lassen , leller , istöbet , Dkrea ,dliser , Stickereien , kiläer , Lucker , sack xaoreLidliotdeken , suciu kortvLbreixI ra kLuken
Hntiqual Tsssv , Kaiserstr . 233 .

' Bei der heute öffentlich bewirkten Auslosung der¬
jenigen Gruppen der

WlvrdSlM jMWNlW» KWMMt-
jMM» des MW« Nichs MI ISI?
(S. «»d ?. iiriWsleihe) ««d 1SU (8. md g.

WMnIeihe),
die am 2 . Januar 1920 zur Rückzahlung gelangen
sollen, sind
die Gruppen 541 , 1168 , 1224 , 1497 der 6 . Kriegsanleihe,die Gruppen 1932, 1957 , 2139 der 7. Kriegsanleihe,die Gruppen 3658, 3566, 4421 der 8 . Kriegsanleihe unddie Gruppen 4450. 4614, 4629, 4672 , 5002, 5035 . 5133,5165, 5196,5213,5218,5678 der 9 . Kriegs-
anleihe gezogen worden.

Die Besitzer der zu diesen Gruppen gehörigen Schatz¬
anweisungen werden aufgefordert , die am 2 . Januar1930 zahlbaren Einlüsungsbeträge dieser Schatzanwei¬
sungen mit 110 M - für je 100 M - Nennwert gegenQuittung und Rückgabe der Schuldurkunden sowie der
nach dem Zeitpunkte der Rückzahlung fällig werdenden
Zinsscheine Reihe I Nr . 6—20 bei der Staatsschnlden -
Tilguugskasse in Berlin w 8» Taubenstr - 29, zu erheben-
Diese Kasse ist werktäglich von 9 Uhr vormittags bis
1 Uhr nachmittags geöffnet-

Die Einlösung geschieht auch außerhalb Berlins beiden Reichsbankhauptstellen und Reichsbankstellen. Die
Wertpapiere können schon vom 1. Dezember 1919 ab
diesen Stellen eingereicht werden, die sie der Staats¬
schulden - Tilgungskaffe zur Prüfung vorzulegen und
nach der Feststellung die Auszahlung vom 2. Januar1980 ab zu bewirken haben .

Der Einlösungsbetrag kann bei den Vermittlungs¬stellen außerhalb Berlins nur dann mit Sicherheit am
Fälligkeitstage abgehoben werden, wenn die Schatzan¬weisung der Vermittlungsstelle wenigstens eine WocheVorder eingereicht wird-

Ter Betrag der etwa fehlenden Zinsscheine wird vom
Kapital zurückbehalten- Mit dem Ablauf « des81 . Dezember 191» hört di« Verzinsung der
ausgelöste« Schatzanweisuugeu auf . Vordrucke
zu den Quittungen werden von sämtliche^ Einlösungs.
stellen unentgeltlich verabfolgt.

Die Nummern der zu den heute und früher aus -
gelosten Gruppen gehörigen Schatzanweisungen sind im
Deutschen Reichsanzeiger in der Bekanntmachung vom
heutigen Tage mitverüfientlichst Ferner find sie der
Allgemeinen Derlosungstabelle Ulrich Levysohn zurVeröffentlichung mitgeteilt worden.

Berlin , den 5. Juli 1919 . G 712
NeichSschuldeuverwaltuug.

Amtlicke Bekanntmachung .
Einteilung der Beztrrsrats -

dtstrikte betr.
In heutiger Sitzung des Bezirksrats wurde gemäß

8 9 des Verwaltungsgesetzes der Amtsbezirk Karlsruhein folgende Distrikte eingeteilt : N-2Ä
I. Distrikt : Oststadt.

II . Altstadt östlich der Karl Friedrichstraßeund nördlich der Kriegsstraße.m . Südstadt.
IV. " Stadttelle Rüppurr nebst Gartenstadtund Beiertheim , sowie die Gemeinde

Bulach.
V. Mittelstadt von Karl Friedrichstraße bi»

Westendstratze südlich der Kaiserstraßeund nördlich der Kriegsstraße .VI. Mittelstadtvon Karl Friedrichstraße bis
Westendstratze nördlich derKaiserstraße.VH. » Südweststadt südl. der Kriegsstraße von
Beiertheimer Allee bis Fröbelstraße.vm . Weststadt westlich der Westendstraße bis
Nork- und Blücherstraße.IX . » Stadtteil westlich Uorkstraße, Mühlburgund Rheinhafengebiet .X . Stadtteile : Grünwinkel , Bannwald ,
Daxlanden .XI . » Stadtteil Rintheim und GemeindeHags-
feld -

XU . » Gememdra Knielingen , Teutsch» und
Welschneureut.XIU . - Gemeinden Eggenstein, Leopoldshafen,
Liedölsheim und Hochstetten .XIV . " Gemeinden Graben , Linkenheim, Ruß -
Heim und Spöck.

XV . " Gemeinde» Blankenloch, Friedrichstal,
Büchig und Staffort -

Diese Distrikte wurden den Bezirksratsmitgliedern
zur vorzugsweisen Tätigkeit zugewiesen wie folgt:
Distrikt I dem Bezirksrat Rudolf Dewerth .

ll Ernst Blum -
Ul Gustav Erb .
IV Hans Reiff . ^V Anton Knopf .

Leopold Kölsch .VI „vu Jakob Trabinger -vm vr . Friedrich WeilstIX August Philipp .X Augustin Ganz .XI Christian Eberhard stXU E Gottlieb Ermestxm Albert Holtz .XIV Albert Kämmerer .XV August Seitz .
Karlsruhe , den 8. Juli 1919 .

Bezirksamt . O .-Z - 209 .

Bürgermeisterstelle
Die über 3000 Einwohner zählende, aufblühendeGemeinde Well , Amt Lörrach, in zukunftsreicher Lagean der Schweizer und ElsässerGrenze gelegen , schreibtdie Stelle eines Berufsbürgermeisters zur freien

Bewerbung auS - Tüchtige, energische Kräfte, womög¬
lich schon in der Gemeindeverwaltung tätig gewesenoder solche mit juristischer Vorbildung, wollen ihre Be¬
werbungen unter Beilage eines Lebenslaufs und An¬
gabe der Gehaltsansprüche bis 81 . Juli ds . JA . richtenan den Gemeinderat . G 703 .2 .2

Well , den 9. Juli 1919 .
Der Gemeinbergt.

Reue

für die nicht unter die Städte-
ordnung fallenden Gemeinden

in Baden
Bearbeitet nach amtlichen Unter¬
lagen . Preis geheftet Mk. 2 .40,
? : kart- Mk . 3— :.:

Verlag der G. Braunfche »
Hofbuchdruckerei i« Karlsruhe .

krliökung des kinlrommsns
Lvkort beginnende gleicdbleibsnde Keilte kür LlLener :d.Lintritk -dt. (lLkr-) so i 55 > so ! KL > 70 j 7S

Mrt . -/. a .LiLl»xe : 7,248 j» ,S44j» M2jll,486 >»« ,1g« )18,1Ä >;bei längerem ^ llkscknd <1er Kentenrndlnng vesenüicbbSbere Lltre . l?Lr kennen gelten besonders Isrike.
Vermögenswerte kacke 1- 18 : 124 Mllioaen istark.
Tarits u . Lusb . dureb : Nsiarleb Ilastoa in Ninnltilni ,^ UKustL -^ uIaxe 17. 'L«r1î svarv alter Augo iu Xarlsruk », Hirsckstr . 51a .

MW« Lund« '«« «m M » «reiiz.71. Danksagung .An Spenden für das Rote Kreuz sind von außer¬halb der Stadt wohnhaften Personen bei unserer Kassen¬verwaltung in der Zeit vom 1. April bis 80 . Juni1919 weiter eingegangen von : dem FrauenvereinWehr 300 ; durch Bezirks , bezw. Ortsausschüsse vomRoten - Kreuz : Waldkirch 300 , Bad . Rheirffelden fürApril 200, Lahr 900, ttverlingen 700, Bruchsal 1000 ,Wolfach für April u - Mai 800 , Zell i. W- 300, Singena . H . 150, Schwetzingen 462.30, Bühl 200, Kork 20,Ettlingen f. I Halbjahr 3000 ; ferner von : Dinglingen ,Zülch L Nitzsche <w . G ) 150, Flehingen , Pfarrer Bauervon Konfirmanden 30. Mannheim , Pfälzer Bank <anl .des Geschäftsabschlussesf - 1918 ) 200, Offenburg , ThereseSchwarz Schwabhausen , Frau Shrly Ww . 5, Hard-heim. Fränkische Nährmittelfabrik 50; Inhalt der Sam¬
melbüchse « bei den Steuereinehmereien « . Amtsgerichten :Neustadt 3.03, Pforzheim -Stadt 7 .62 . Mannheim 21 .83,Heidelberg-Stadt 1 .01; zusammen 8801 .79 Mark .Für Me Gaben herzliche» Dank !

länen heim-
der Donaneschinger

wurde heute vorschrifts-

Kekanntmachung .
Die Verlosung der nach den T '

zuzahlenden Schuldverschrcibuugeu
Stadtanlehen von 1884 «nd 1896 wr
mäßig vorgenommen.

Es wurden zur Kündigung und Heimzahlung gezogen :
1) vom Jahr 1884 :

Buchst . L Nr . 8. 54. 58, 81, 93 . . . zu je 1000L . 29 . 33, 84. 104, 114, 130
134, 142 . 500v » 16 . . - . 100 ^»

. 2) vom Jahr 189«:
Buchst . L Nr . 67 . zu 2000S

c
v
L

lOM^ k
500 .«
200.«
100 « !

7 .2 . .24 .
»» n< „ 20 .
Die beteiligten Anleihescheininhaber werden hiervonmit dem Bemerken in Kenntnis gesetzt, daß die oben

verzeichnten Schuldverschreibungen ans 3«. Dezember zurHeimzahlung gekündigt werden und daß mit diesemZeitpunkte die Verzinsung aufhörtDie gezogenen Schuldverschreibungen löst die hiesigeStadtkasse vom IS . Dezember l . Js . an gegen Rückgabeder Anleihescheine sowie der Zinsanweisungen und dernoch nicht verfallenen Zinsscheine ein .Die Inhaber von eingeschriebenen Donaneschinger Schuld -
verschreibuugen werden « sucht, unsrer Stadtkaffe die Buch-
ftaben und Nummer« sowie da» Jahr der Ausgabe der
Schuldverschreibungen mitzuteilen, sofern dies nicht schonfrüh« geschehen ist.

Donaueschingen , den 10 . Juli 1919 .
Gemetuderatr

Mück -
Ich kaufe zu angemess . Preisen :
Altertümlich« Möbel jed Art,Porzellane , insbesond . figürliche
Darstellungen , wenn auch defDt,Gemälde, Kupferstiche, Miniaturbildchen auf Elfenbeinod Porzellan , Goldschmuckältod . neu . Art, auch Bruchgold.1krrt1qr »1tL1 « nL » nck1r »UNKaiserstr . 149 , neben Moninger, Fernst». S166 .

WisseilSieschon?M
daß alle Reparaturen anj
Waffen aller Art , wie Uni
änderungen von Lef. in!
Centr ., Auffrischen und
Erneuern , Neuschäftungen^
Fernrohrmontagen usw.
prompt bei billigster Berech¬
nung ausgef . werden beim

Waffen - Ratzel?
Kaiserstr. 229 Eing. Hirschstr.
Ankauf ! Verkauf!
v. Jagdwaffen u . Munition .m

MWlMM«
flott und sicher lernen Sie
ohne Maschine für nur Mk.2 .50! neu , Metzl . geschützt,
praktisch für Anfänger u.
außer Hebung Gekommene.
Gegen Nachnahme franko
von dem alleinigen Thp .»
Verlag - G -714 .3 .1

Wi Hefter ,
Rheinhause » in Baden .

Für den Amtsbezirk Mos¬
bach sind zwei Stellen eine»
Feuerschauers

neu zu besetzen .
Bewerbungen sind inner¬

halb 14 Tagen hierher ein¬
zureichen . N -230

Mosbach, 12. Juni 1919-
Bad . Bezirksamt .

WMl . WWW
». KtlMr SmchtMM .
N. 184. Ettlingen . Do«

Konkursverfahren über da»
Vermögen des inzwischen
verstorbenen Maurermei¬
sters Johaiin Doldt in Ett¬
lingen wird nach Abhal.
tung des Schlußtermin «
und nach Vollzug de«
Schlußverteilung aufge¬
hoben .

Ettlingen , 9. Juli 1919 .
Der Gerichtsschreiber de»

Bad. Amtsgerichts.

N .181. Brette« . Der an,
5. Januar 1885 i» Gon¬
delskeim geborene Land¬
wirt Philipp Heinrich Die¬
ter, ledig, wurde unterm
Heutigen wegen Ver¬
schwendung und Trunk ,
sucht entmündigt .

Breiten , 27 . Juni 1919 ,Bad. Amtsgericht.

LikkoulT«

MWNLLLlKlllNIÜX
_ ' Li ' Lnpe .l. -
L «LLLl . - ' 2cnill »e .k

WmtmchllWll .
Berkaus von auSgemu »

stevten offenen Güterwa -
gen (3 Stück) und Güter -
wagenj -Untergestellen (15
Stück) . Die Fahrzeuge
sind lauffähig und im be¬
schränkten leichten Verkehr
verwendbar . Verkaufsbe¬

dingungen und Zeichnun¬
gen auf postfreie Anfrage
zum Preise von 1 M . für
Güterwagen und 1 Mark
-für Untergestelle erhält¬
lich. Versand nach aus¬
wärts als portopflichtige
Dienstsache, gegen post .

freie Zusendung der Be.
träge mit 5 Pf . Bestell¬
geld an Stationskasse
Hauptwerkstätte Karls¬

ruhe . Angebote mit Auf-
schrift find verschlossen ,
postsrei spätestens bis 28.
Juli 1919 einzureichen .
Zuschlagsfrist 4 Wochen .
R .123 .2
Karlsruhe , im Julj 1919 .
Verwaltung der Hanpt -

werkstätte.

Mitteldeutsch - lnd-
westdeutscher

Güterverkehr .
Vom 16- Juli l- Js . ab

wird die Station Hagsfeld
für den allgemeinen Güter¬
verkehr in das Tarifheft I
ausgenommen . Näheres in
unserem Tarifanzeiger

Karlsruhe 13 . Juli 1919 .
Generaldirektion der Bad.

Staatseiseubahne«.
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